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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem vorbezei ebneten Gesetzentwurf in der nachstehenden 

Fassung zuzustimmen, 

2. den Antrag des Abgeordneten Dr. Dr. Nöll von der Nahmer 
betreffend Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vor- 
schriften über Gewährung von Ausgleichsforderungen an die 
Bank deutscher Länder — Nr. 4273 der Drucksachen — für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Juni 1953 


Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druede: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 



Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Verteilung des erzielten Reingewinns 
der Bank deutscher Länder in den Gesdiäftsjahren 1950 und 1952 
- Nr. 4239 der Drucksachen - 

mit den Besdilüssen des Haushaltsausschusses (10. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Verteilung des 
erzielten Reingewinns der Bank deut- 
scher Länder in den Geschäftsjahr e n 
1950undl951 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 ^ 

Das Gesetz über die Verteilung des erziel- 
ten Reingewinns der Bank deutscher Länder 
in den Geschäftsjahren 1950 und 1951 vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 510) 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Worte „in 
den Geschäftsjahren 1950 und 1951“ ge- 
strichen. 

2. In 5 1 Abs. 1 werden die Worte „der 
Geschäftsjahre 1950 und 1951“ durch die 
Worte „des Geschäftsjahres 1950 und der 
nachfolgenden Geschäftsjahre“ ersetzt. 

3. In § 1 Abs. 2 und in § 2 werden die 
Worte „für die Geschäftsjahre 1950 und 
1951“ durdi die Worte „für das Geschäfts- 
jahr 1950 und die nachfolgenden Ge- 
schäftsjahre“ ersetzt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Verteilung 
des Reingewinns der Bank deutscher Länder 
im Geschäftsjahr 1952 und in den folgenden 
Geschäftsjahren 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Verteilung des erziel- 
ten Reingewinns der Bank deutscher Länder 
in den Geschäftsjahren 1950 und 1951 vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S, 510) 
gilt auch für das Geschäftsjahr 1952. 

§ la 

Für das Geschäftsjahr 1953 und die folgen- 
den Geschäftsjahre tritt an die Stelle der 
Ziffer 29 des Gesetzes über die Errichtung 
der Bank deutscher Länder (Gesetz 
Nr. 60 — abgeänderter Text — der 
amerikanischen Militärregierung Deutsdi- 
land amerikanisches Kontrollgebiet Aus- 
gabe L S. 6 — 

Verordnung Nr. 129 — Erste Abände- 
rung — der britischen Militärregierung 
— Amtsbl. der Militärregierung Deutsch- 
land britisches Kontrollgebiet S. 991 — 
Verordnung Nr, 203 des französi- 
schen Oberkommandos in Deutschland 
S. 1912—) 

folgende Bestimmung: 

(1) Der Reingewinn der Bank deut- 
scher Länder ist in nachstehender Reihen- 
folge zu verwenden: 

1. Zwanzig vom Hundert des Gewinns, 
jedoch nicht w^eniger als zwanzig Mil- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


lionen Deutsche Mark sind einer ge- 
setzlichen Rücklage so lange zuzu- 
führen, bis diese fünf vom Hundert 
des Notenumlaufs erreicht. 

2. Auf das Grundkapital Ist ein Gewinn- 
anteil von sechs vom Hundert aus- 
zuschütten. 

3. Zur Bildung von Rücklagen für be- 
stimmte Zwecke dürfen bis zu zehn 
vom Hundert des danach verbleiben- 
den Teiles des Reingewinns verwen- 
det werden. 

4. Ein Betrag von nicht weniger als 
dreißig Millionen Deutsche Mark, je- 
doch nicht mehr als vierzig Millionen 
Deutsche Mark ist einem von der 
Bank deutscher Länder zu verwal- 
tenden Fonds zum Ankauf solcher 
Ausgleichsforderungen zuzuführen, 
deren endgültige Übernahme geboten 
erscheint, um den Gläubigerinstituten 
die Erfüllung fälliger Verpflichtungen 
zu ermöglichen. 

5. Der Restbetrag ist an den Bund abzu- 
führen. 

(2) Die gesetzliche Rücklage darf nur 
zum Ausgleich von Wertminderungen 
und zur Deckung von sonstigen Ver- 
lusten verwendet werden; ihrer Verwen- 
dung hierfür steht nicht entgegen, daß 
noch andere Rücklagen für diesen Zweck 
vorhanden sind. 

(3) Ausgleichsforderungen im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 4 sind die den Kreditinsti- 
tuten, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen nach den Vorschriften 
zur Neuordnung des Geldwesens gewähr- 
ten Ausgleichsforderungen; ihnen stehen 
Rentenausgleichsforderungen nach § 5 des 
Rentenaufbesserungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 15. Februar 1952 (Bundesge- 
setzbl. IS, 118) gleich. 

(4) Ausgleichsforderungen, die aus Mit- 
teln des nach Absatz 1 Nr. 4 gebildeten 
Fonds angekauft werden, sind zu Beginn 
des folgenden Jahres mit Zinsen auf den 
Bund zu übertragen. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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